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Vorwort 
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Einleitung 

§ 1 Die Zielsetzung der Arbeit 

Ein wesentlicher Teil der Rechtskonflikte in unserer Gesellschaft be-
steht darin, daß Ersatz für erlittenen Schaden begehrt wird. Das deut-
sche Schadensersatzrecht beruht auf dem Stand der Wissenschaft, der 
Technik und der sozialen Verhältnisse, wie sie am Ende des vorigen 
Jahrhunderts, also zu Beginn des industriellen Zeitalters gegeben wa-
ren. Zu diesem Zeitpunkt war weder in tatsächlicher noch - infolge-
dessen - in rechtlicher Hinsicht eine Fallgruppe als Problem existent, 
die heute gemeinhin mit dem Schlagwort "Kabelfälle" gekennzeichnet 
wird. Erst als Folge der zunehmenden Ausgestaltung der Energiever-
sorgung einerseits l und des vermehrten Einsatzes technischer Hilfs-
mittel bei Tiefbauarbeiten andererseits kam es immer häufiger zu Be-
schädigungen von Energieversorgungsleitungen2, so daß insbesondere 
für die Gerichte in wachsendem Umfang die Notwendigkeit entstand, 
sich mit den haftungsrechtlichen Folgen derartiger Beschädigungen aus-
einanderzusetzen. Bereits eines der ersten Urteile3 führte zu heftiger 
Kritik von seiten der Literatur, und die bis heute nicht beendete äußerst 
kontroverse Einschätzung der Kabelproblematik' legt die Frage nahe, 
ob die sich aus der Beschädigung von Versorgungsleitungen ergebenden 

1 s. dazu Obernolte, DB 1975, 2165. 
2 Im Jahre 1977 etwa kam es allein bei Ortsanschlußkabeln der Deutschen 

Bundespost (Bestand ca. 600 000 km) zu 160 909 Beschädigungen. Aufschluß-
reich ist die folgende Aufgliederung nach Schadensverursachern: Außenste-
hende: 51247 (31,8 %), davon bekannt: 35570; eigene ausführende Kräfte der 
DBP: 19924 (12,4 %); Auftragnehmer: 5626 (3,5 %); kein Verantwortlicher: 
84 112 (52,3 %). 

Für 1972 existiert eine entsprechende Auswertung, die sich auf Fernkabel 
(ca. 150000 km) und Ortsverbindungskabel (ca. 30 000 km) und nur ausnahms-
weise auf Ortsanschlußkabel bezieht. Gesamtzahl der Schäden: 14154; verur-
sacht durch Außenstehende: 4590 (32,4 %), davon bekannt: 3402; Verwaltungs-
angehörige: 2279 (16,1 %); fremde Kräfte: 297 (2,1 %); nicht festzustellen: 4641 
(32,8 %); keiIlie Haftung: 2347 (16,6 %). 

Auch wenn sich die genannten Zahlen nicht auf die gleichen Kabelnetze 
beziehen und daher nicht verglieichbar sind, können sie doch die praktische 
Relevanz der Kabelproblematik deutlich machen. Die Zahlenangaben beru-
hen auf Auskünften des Fernmeldetechnischen Zentralamtes in Darmstadt. 

3 BGHZ 29, 65 aus dem Jahre 1958. 
4 Tegethoff (BB 1964, 19) sah die Rechtslage bei der Beschädigung von Erd-

kabeln im Jahre 1964 "zumindest hinsichtlich der Grundsatzfragen als ge-
klärt" an. 

2' 
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haftungs rechtlichen Probleme mit den zur Zeit geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen und den dem Rechtsanwender zur Verfügung stehenden 
Mitteln überhaupt befriedigend zu lösen sind. Die Beantwortung dieser 
Frage soll Ziel der vorliegenden Untersuchung sein. 

Der Grundsachverhalt der zugrundeliegenden Fallkonstellation be-
steht darin, daß die von einem Energieerzeuger zu einem Energieabneh-
mer führende Energiezuleitung unterbrochen wird. In den Einzelheiten 
können die Fälle durchaus differieren: So sind die verschiedensten 
Energieträger denkbar, insbesondere Elektrizität, Gas, Wasserdampf, 
Wasser und Öl. Die Art der Energiezuleitung ist hiervon abhängig: 
Elektrizität wird über Stromkabel - mögen es nun Freileitungen oder 
in der Erde verlegte Kabel sein -, die übrigen Energieträger dagegen 
in der Regel durch Leitungen in Form von Rohren (Pipelines) zuge-
führt. Denkbar ist für Wasser aber auch ein Kanal oder ein Bach5•6 Der 
Unterbrechung einer Stromleitung ähnlich gelagert ist wiederum der 
Fall der Beschädigung eines Telefonkabels. In Zukunft könnte ferner 
relevant werden die Unterbrechung eines Anschlusses an solche Kabel-
medien, die eine aktive Kommunikation auch von seiten des Ange-
schlossenen ermöglichen. 

Infolge der regen Bautätigkeit häufen sich die Fälle, in denen die 
Versorgungsleitungen durch den Einsatz von Baggern, Räumfahrzeu-
gen, Kränen oder durch andere Maschinen und Fahrzeuge beschädigt 
werden. Hiermit ist die Art und Weise der Herbeiführung des Schadens 
angesprochen. Vorgekommen ist etwa auch die Beschädigung einer 
Freileitung durch einen Hubschrauber.' Darüber hinaus sind die unter-
schiedlichen Folgen auf der Geschädigtenseite anzusprechen: Durch die 
Unterbrechung der Leitung erleidet der Kabeleigentümer, in der Regel 
das Energieversorgungsunternehmen8, einen Schaden durch Reparatur 
und Wertminderung des Kabels sowie möglicherweise durch entgange-
nen Gewinn. Häufig entstehen aber in sehr viel größerem Umfang Be-
einträchtigungen bei den Energieabnehmern, die sich als bloße Be-
lästigungen, als Sachschäden oder als Vermögenseinbußen infolge des 
Stillstands ganzer Betriebe darstellen können. Im Rahmen dieser Ar-
beit sollen die möglichen Ersatzbegehren beider potentiell Geschädigter 
untersucht werden. 

5 Wobei in diesen Fällen kein "Energieerzeuger" vorhanden ist, vgl. etwa 
die Fälle RG DR 1940, 723; OGH ZVR 1960, 39 f. 

G Obwohl daher die Bezeichnung "Kabelfälle" zu eng ist, soll dieser Begriff 
wegen seiner Prägnanz auch im folgenden zur Kennzeichnung der Problema-
tik Verwendung finden. 

, OGH SZ 49, 96. 
8 Nachfolgend EVU genannt. 
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Dagegen wird eine Einschränkung auf der Schädigerseite vorg.enom-
men: Abgesehen von den Fällen höherer Gewalt o. ä. ist zunächst denk-
bar, daß die Energieunterbrechung durch einen der am Energieversor-
gungsvertrag beteiligten Partner herbeigeführt wird, also durch das 
EVU oder den Abnehmer. Durch die Themenwahl werden diese Fall-
konstellationen ausdrücklich aus der Erörterung ausgenommen: Nur 
die durch einen Dritten herbeigeführten Energieleiterbeschädigungen 
sollen Gegenstand der Untersuchung sein. Als "Dritter" sollen neben 
den Vertragspartnern aber auch nicht Personen angesehen werden, de-
ren Verhalten sich ein Vertragspartner in irgendeiner Weise zurechnen 
lassen muß oder mit denen er selbst vertraglich derart verbunden ist, 
daß er seine eigenen Vermögenseinbußen auf vertraglicher Grundlage 
von diesen9 ersetzt verlangen kann.10 

Schließlich sollen im Rahmen dieser Arbeit die in der Praxis wohl 
äußerst seltenen Fälle einer vorsätzlichen Energieleiterbeschädigung 
nur am Rande gestreift werden.11 Hier mag der Hinweis genügen, daß 
in derartigen Fällen neben den später zu erörternden Anspruchsgrund-
lagen unter Umständen § 826 BGB in Betracht kommen kannl2• 

§ 2 Gang der Untersuchung 

Die vorliegende Arbeit ist rechtsvergleichend angelegt; rechtsverglei-
chend aber nicht in dem Sinne, daß bestimmte Institutionen oder 
Rechtsregeln aus dem deutschen Rechtskreis solchen aus anderen 
Rechtsordnungen gegenübergestellt und mit diesen verglichen werden, 
sondern dergestalt, daß zunächst ein Überblick über im Ausland ver-
tretene Lösungswege der hier zu untersuchenden Problematik gegeben 
wird. Es soll dabei lediglich eine Darstellung des dort in der Praxis 
erreichbaren Schutzes und der theoretischen Rechtfertigung, die er er-
fahren hat, erfolgen. Angestrebt wird dadurch eine Erweiterung der 
Skala denkbarer Lösungsmöglichkeiten. Es kann dagegen nicht Aufgabe 
dieser Untersuchung sein, die in den verschiedenen Rechtsgebieten un-
ter den unterschiedlichsten Anschauungen und Gegebenheiten gefun-
denen Lösungsmöglicbkeiten einschließlich ihrer theoretischen Begrün-
dungen zu kritisieren. Dies schließt natürlich nicht aus, daß nicht auch 

9 Etwa über die positive Forderungsverletzung, s. dazu die Beispiele bei 
H. Wussow, BauR 1972, 274. 

10 Vgl. zu diesem Problemkreis OLG Hamm, NJW 1961, 2348 f.; Odenthai, 
Der Städtetag 1962, 442; H. Wussow, Haftung und Versicherung, S.472; otto, 
VersR 1968, 7'11; ders., DB 1967, 937 f. 

11 Unter den veröffentlichten Entscheidungen ist ein derartiger Fall bisher 
nicht Gegenstand eines Urteils gewesen. 

12 s. etwa v. Caemmerer, Wandlungen, S.68; unter den strafrechtlichen 
Schutzgesetzen (s. unten § 10 B, § 16 B) s. auch §§ 88 und 316 b StGB. 
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